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Zusammenfassung

Hintergrund: Die Autoren hatten in 3 vorangehenden Publikationen dieser
Fachzeitschrift erste Daten zu assistierten Suiziden (AS) in München vorgestellt.
Ergänzend wird nun die Qualität vorliegender Gutachten von AS-Fällen untersucht.
Methode: Alle Münchner Todesbescheinigungen vom 01.01.2020 bis zum
31.12.2023 wurden auf AS-Sterbefälle geprüft. Waren in den korrespondierenden
staatsanwaltschaftlichen Akten Gutachten enthalten, wurden diese AS-Fälle
anonymisiert und deskriptiv ausgewertet.
Ergebnisse: Psychiatrische Erkrankungen mit einem potenziellen Einfluss auf die
Freiverantwortlichkeit wie Depressionen, kognitive Einschränkungen und Demenz
lagen bei knapp 24%, 3% bzw. 7% der Fälle vor. In diesen Fällen wurden in weniger
als der Hälfte Fachgutachter aus Psychiatrie oder Psychologie beauftragt. In fast
zwei Dritteln der Fälle handelte es sich bei Gutachter, assistierendem Arzt und
Leichenschauer um dieselbe Person. Fast ein Fünftel der Gutachten wurde von den
Autoren lediglich als Attest eingestuft. Nur in etwa zwei Dritteln der Fälle waren
die Nennung von Alternativen zum AS und die Überprüfung der körperlichen
Voraussetzungen für die Tatherrschaft des Suizidwilligen dokumentiert.
Diskussion: Die vom Bundesverfassungsgericht geforderte Freiverantwortlichkeit als
Voraussetzung für die Straffreiheit eines AS umfasst nach fachlicher Bewertung der
Autoren: 1. kompetente Begutachtung der Einwilligungsfähigkeit, 2. ergebnisoffene,
umfassende, frühzeitige und ggf. interdisziplinäre Aufklärung, 3. transparente
Vorbereitung des AS mit Trennung der Rollen von behandelndem und aufklärendem
Arzt, Gutachter, assistierendem Arzt sowie Leichenschauer und 4. ausreichende
Reflexionsphasen für den Suizidenten. Eine Überprüfung der Eignung der
Gutachter wäre wünschenswert. Jedenfalls bei Anhaltspunkten für mangelnde
Freiverantwortlichkeit sollten Fachärzte für Psychiatrie miteinbezogen werden.
Gutachten sollten standardisiert abgefasst werden.

Schlüsselwörter
Gesundheitsamt · Todesbescheinigung · Freiverantwortlichkeit · Tatherrschaft · Leichenschau

Hintergrund

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG)
hat im Jahr 2020 festgestellt, dass ein
Recht auf selbstbestimmtes Sterben be-
stehe und dieses grundrechtlich geschützt
sei [3]. Ein Schutzkonzept für Suizidwillige
wurde nur insofern konkretisiert, dass der
Suizidentschluss auf einen autonomgebil-
deten, freien Willen zurückgehen müsse.
Für diese Freiheit der Suizidentscheidung,

die auch Freiverantwortlichkeit genannt
werden kann, hat das BVerfG 4 Vorausset-
zungen formuliert. Ebenso muss nach der
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
die „Tatherrschaft“ beim Suizidwilligen
liegen (. Tab. 1; [1]).

ErsteDatenzumassistiertenSuizid (AS),
zur Rolle von Sterbehilfeorganisationen
und beteiligten Ärzten sowie ein Vergleich
zwischenASundkonventionellenSuiziden
wurden kürzlich veröffentlicht [8–10]. Ziel
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Tab. 1 Voraussetzungen einer freiverantwortlichen Selbsttötungbzw. (straflosen) Beihilfe dazu sind Freiverantwortlichkeit (Nr. 1–4 gem. BVerfG)
sowie die Notwendigkeit der „Tatherrschaft“ beimSterbewilligen (BGH) [1, 3]
Voraussetzungen Schutz vor . . . Orientierung an Kriterien zur . . .

1. Der Sterbewilligemuss die Fähigkeit haben, seinenWillen frei und
unbeeinflusst von einer akuten psychischen Störung zu bilden und
nach dieser Einsicht handeln zu können

Beeinflussung
durch eine aku-
te psychische
Störung [4, 20]

Einwilligungsfähigkeit (d.h. Einsichts-
und Urteilsfähigkeit für die konkrete
Entscheidung [17], abzugrenzen von
Geschäfts-/Schuldfähigkeit [4, 7, 11, 14])

2. Dem Sterbewilligenmüssen alle entscheidungserheblichenGe-
sichtspunkte tatsächlich bekannt sein, d.h., er muss über sämtliche
Informationen verfügen, insb. über Handlungsalternativen zum Sui-
zid. Insofern gelten dieselben Grundsätze wie bei der Einwilligung zur
Heilbehandlung

Mangelnde
Informiertheit,
Aufklärung und
Beratung [4]

Aufklärung vor Heilbehandlung

3. Der Sterbewillige darf keinen unzulässigen Einflussnahmen oder
keinemDruck ausgesetzt sein

Psychosoziale
Einflussnahmen/
Pressionen [4,
20]

Unklar

BVerfG:
Freiverant-
wortlichkeit

4. Der Entschluss, aus dem Leben zu scheiden, muss von einer ge-
wissen „Dauerhaftigkeit“ und „inneren Festigkeit“ getragen sein, als
Kriterium für die Ernsthaftigkeit eines Suizidwunsches und damit
nicht bloßer Ausdruck einer vorübergehenden Lebenskrise

Übereilung Unklar (eine Woche [20] bis mindestens
6 Monate [19])

BGH:
„Tatherr-
schaft“ beim
Sterbewilli-
gen

Der Sterbewilligemuss den lebensbeendenden Akt eigenhändig
ausführen und damit bis zuletzt die freie Entscheidung über sein
Schicksal behalten. Dies gilt nicht nur, wenn die Kausalkette von
ihm selbst, sondern auch dann, wenn sie vom Assistenten (z. B. Arzt)
bewirkt worden war

Tötung durch
„assistierenden“
Arzt

–

Tab. 2 Charakterisierung der Suizidenten
Untersuchte Parameter Anzahl der Fälle mit vorlie-

gendemGutachten
n= 68 (100%)

Beteiligung von Sterbehilfeorganisationen

Keine
Organisation 1
Organisation 2
Organisation 3

2 (2,9%)
29 (42,6%)
24 (35,3%)
13 (19,1%)

Chronisches Schmerzsyndrom dokumentiert 32 (47,1%)

Bösartige Neubildungen dokumentiert 26 (38,2%)

Psychiatrische und neurologische Erkrankungen dokumentiert1

Depression
Schizophrenie
Angststörung
Autismus
Alkoholkrankheit
Medikamentenmissbrauch
Beginnende kognitive Einschränkungen
Demenz
Kortikobasale Degeneration
Morbus Parkinson
Amyotrophe Lateralsklerose
Multiple Sklerose
Querschnittslähmung
Sonstige/nicht näher bezeichnete Erkrankungen2

16 (23,5%)
1 (1,5%)
3 (4,4%)
1 (1,5%)
2 (2,9%)
1 (1,5%)
2 (2,9%)
5 (7,4%)
1 (1,5%)
8 (11,8%)
4 (5,9%)
1 (1,5%)
1 (1,5%)
17 (25,0%)

Sonstige Erkrankungen dokumentiert 53 (77,9%)

Suizidversuch in der Vorgeschichte dokumentiert 12 (17,6%)

Bestehende Betreuung dokumentiert 3 (4,4%)
1Mehrfachnennung von Erkrankungen pro Fall möglich
2Beispiele: Schwindel, Polyneuropathie, Tinnitus

dieser Studie ist es festzustellen, inwieweit
oben genannte Voraussetzungen bei den
vorliegenden ärztlichen Gutachten (GA)
nachvollzogen werden können und diese
einer leitliniengerechten medizinischen
Begutachtung folgen [6, 11].

Methode

Fallrekrutierung

Zuerst wurden die am Gesundheitsamt ar-
chivierten Todesbescheinigungen (TB) al-
ler Münchner Sterbefälle mit Sterbedatum
vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2023 ge-
sichtet (ein im Vergleich zu [8, 9] um ein
Jahr erweiterter Studienzeitraum). Daraus
wurden die AS-Fälle als Zielkollektiv in die
Studie eingeschlossen. ImnächstenSchritt
wurden die korrespondierenden staatsan-
waltschaftlichen Akten analog zu [8, 9]
vollständig gesichtet. Nur, wenn darin ein
GA enthalten war, wurden die AS-Fälle für
diese Studie berücksichtigt. Die Sichtung
der ärztlichen GA erfolgte in Anlehnung
an [6].

Dateneingabe und -auswertung

Studienrelevante Informationen wurden
alsVariablen ineinemCodeplanfestgelegt.
Die Dateneingabe erfolgte anschließend
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Tab. 3 Charakterisierung der Gutachter
Untersuchte Parameter Anzahl der Fälle mit vorlie-

gendemGutachten
n= 68 (100%)

Facharztqualifikationder Gutachter

Psychiatrie
Allgemeinmedizin
InnereMedizin
Gynäkologie
Anästhesie
Keine Gebietsbezeichnung
Kein Arzt, sondern psychologischer Psychotherapeut/Psychologe

14 (20,6%)
7 (10,3%)
27 (39,7%)
1 (1,5%)
17 (25,0%)
1 (1,5%)
1 (1,5%)

Weitere Funktionen der Gutachter beim AS

Keine
Arzneistoffverordnung
Gutachten + AS-Assistenz,
davon behandelnder Arzt
Gutachten + AS-Assistenz + Leichenschau,
davon behandelnder Arzt

5 (7,4%)
10 (14,7%)
9 (13,2%)
1 (11,1%)
44 (64,7%)
1 (9,1%)

Gutachtenerstattungdurch Psychiater oder Psychologe, wenn

Depression dokumentiert
Suchterkrankung dokumentiert
Kognitive Einschränkung/Demenz dokumentiert
Suizidversuch dokumentiert
Gerichtliche Betreuung besteht

8/16 Fälle
1/3 Fälle
3/7 Fälle
6/12 Fälle
2/3 Fälle

Tab. 4 Allgemeine Charakteristika der Gutachtenerstellung
Untersuchte Parameter Anzahl der Fälle mit vorliegendem Gut-

achten
n= 68 (100%)

Einstufung der Gutachten i. R. dieser Publikation (nach [6])

Attest
Freies Gutachten

11 (16,2%)
57 (83,8%)

BeteiligungDritter bei der Gutachtenerstellung
(Vorgespräche)
davon

30 (44,1%)

Arzt
Jurist
Sonstige

1 (3,3%)
28 (93,3)
1 (3,3%)

Anzahl der Gesprächstermine für die Gutachtenerstellung1

Mittelwert
Median
Minimum
Maximum

1,1
1,0
1
3

Angegebene Gesprächsdauer2 in min

Mittelwert
Median
Minimum
Maximum

85,8
75,0
20
210

Zeitraum zwischen dem Gespräch mit dem Gutachter und dem AS in Tagen3

Mittelwert
Median
Minimum
Maximum

45,8
22,0
1
391

1Keine Angabe zur Anzahl der Gesprächstermine bei 1 Gutachten
2Keine Angabe der Gesprächsdauer bei 24 Gutachten
3Es konnten 57 Fälle mit vollständigen Datumsangaben ausgewertet werden

standardisiert in Excel (Microsoft Office).
Die Daten wurden anonymisiert und mit
SPSS (IBM, Armonk, NY, USA, Version 26)
deskriptiv ausgewertet. Analog zu [8–10]
wurden Datenschutz, Wahrung der ärzt-
lichen Schweigepflicht sowie Einhaltung
der ethischen Richtlinien beachtet.

Ergebnisse

Allgemeine Charakteristika

Insgesamt 60.357 Personen verstarben im
Studienzeitraum imStadtgebietMünchen.
Davon wurden 803 (1,3%) als Suizide,
77 Fälle (9,6%) als AS klassifiziert [10].
Von diesen 77 Fällen lagen in 68 Fällen
(88,3%) GA vor.

Charakterisierung der Suizidenten

Die in die Studie eingeschlossenen Ster-
bewilligen wurden überwiegend von
Sterbehilfeorganisationen begleitet. In
fast der Hälfte der Fälle war ein chroni-
sches Schmerzsyndrom, bei einem Drittel
waren bösartige Neubildungen doku-
mentiert. Psychiatrische Erkrankungen
mit einem potenziellen Einfluss auf die
Freiverantwortlichkeit wie Depressionen,
kognitive Einschränkungen und Demenz
lagen bei knapp 24%, 3% resp. 7% der
Fälle vor. Bei fast einem Fünftel der Ster-
bewilligen war ein Suizidversuch in der
Vorgeschichte dokumentiert (. Tab. 2).

Charakterisierung der Gutachter

Die Qualifikation und Häufigkeit des Tätig-
werdens der Gutachter können . Abb. 1
sowie . Tab. 3 entnommen werden. In le-
diglich 5 Fällen übernahm der Gutachter
keine weitere Funktion im Rahmen des
AS. In zwei Dritteln der Fälle lagen GA,
Suizidassistenz und Leichenschau in der
Hand desselben Arztes. Bei durchschnitt-
lich weniger als der Hälfte der Suizidenten
mit psychiatrischen Erkrankungen erfolg-
te die GA-Erstellung durch Psychiater oder
Psychologen (. Tab. 3).

Charakterisierung der Gutachten

Weit überwiegend wurden die GA als freie
GA eingestuft, in fast einem Fünftel der
Fälle lediglich als Attest (im Weiteren al-
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Abb. 19 Fachge-
bieteundHäufigkeit
erstellter Gutach-
ten: Für das Fachge-
biet InnereMedizin
lagen 27 Gutachten
vor, die von 3 Ärzten
erstelltwurden, Arzt
1 erstellte 25 Gut-
achten. Analog für
dieweiteren Fach-
richtungen

le zusammengefasst als „GA“ bezeichnet).
Bei der GA-Erstellung waren in 44% der
Fälle Dritte im Rahmen sog. Vorgespräche
beteiligt. Im Regelfall wurde für die GA-Er-
stellung vom Gutachter ein Gespräch mit
dem Sterbewilligen geführt, das im Medi-
an 75min dauerte und im Median 22 Tage
vor dem AS stattfand (. Tab. 4).

Formale Vorgaben an GA wurden im
Regelfall beachtet. Nur in etwa der Hälf-
te der Fälle wurden vom Gutachter be-
rücksichtigte Vorbefunde in den GA de-
tailliert aufgeführt und waren nur in et-
wa der Hälfte der Fälle in den Akten der
Staatsanwaltschaft enthalten. Die GA um-
fassten durchschnittlich 4 DIN-A4-Seiten
(zur Seitenzahl nach Fachgebiet, weite-
ren formalen und inhaltlichen Charakte-
ristika der GA: . Tab. 5). Quantifizierende
Testverfahren wurden nur in wenigen GA
aufgeführt. EinekörperlicheUntersuchung
fand in keinem Fall statt. Nur in etwa zwei
Dritteln der Fälle waren die Nennung von
Alternativen zum AS und die Überprüfung
der körperlichen Voraussetzungen für die
Tatherrschaft dokumentiert. Ein GA ent-
hielt keine abschließende Aussage über
die Einwilligungsfähigkeit des Sterbewil-
ligen (. Tab. 5). Der strukturelle Aufbau
dreier exemplarischer GA ist in . Tab. 6
aufgeführt.

Diskussion

Um dem Recht des Sterbewilligen auf
selbstbestimmtes Sterben bestmöglich
Ausdruck zu verschaffen, hat sich die
ärztliche Beteiligung am AS an den 4
Voraussetzungen des BVerfG zu messen
(. Tab. 1; [1, 3]).

Charakterisierung der Suizidenten

Das AS-Kollektiv aus München war über-
wiegend weiblich, hochbetagt und mul-
timorbid [8–10]. Aus Sicht der Autoren
besonders vulnerable Fälle im Kollektiv
waren solche mit dokumentierter De-
pression, Suchterkrankung, kognitiver
Einschränkung/Demenz, Suizidversuchen
oder Betreuung, da diese Krankheiten
potenziellen Einfluss auf die Freiverant-
wortlichkeit haben können. In diesen
Fällen müssen für die Beurteilung der
Einwilligungsfähigkeit höchste Sorgfalts-
maßstäbe angesetzt werden (BVerfG-Vor.
Nr. 1). Im Falle einer Demenz liegt dazu ei-
ne Leitlinie vor [11]. Zu beachten ist, dass
Freiverantwortlichkeit bei chronischen
psychischen Störungen grundsätzlich ge-
geben sein kann [4, 15, 20]. Jedoch
wurde nicht in jedem dieser vulnera-
blen Fälle ein psychiatrischer Gutachter
hinzuzugezogen. Auch die Voraussetzun-
gen der Tatherrschaft wurden nicht in
jedem Fall dokumentiert (relevant insb.
bei potenziellen Schluckstörungen und
beabsichtigter oraler Chloroquin-Einnah-
me). Beides wäre aus Sicht der Autoren
jedoch empfehlenswert.

Charakterisierung der Gutachter

Laut Literatur seien Adressat des BVerfG-
Urteils eigentlich Gerichte, denen es oblä-
ge, den Rechtsbegriff „Freiverantwortlich-
keit“ im Einzelfall auszulegen. Die beson-
dere Vulnerabilität Suizidwilliger geböte
dann eine Untersuchung, Beratung und
Aufklärung – in der Regel durch Fachärzte
für Psychiatrie [4]. Im Kollektiv lag die-
se Qualifikation nur bei ca. einem Fünf-
tel der Fälle vor. Die Beurteilung der Ein-

willigungsfähigkeit bei Demenz könnten
laut Leitlinie zwar auch besonders ge-
schulte Ärzte anderer Fachrichtungen und
Psychologen übernehmen [11]. Beim AS
jedoch könnten Beeinträchtigungen der
Freiverantwortlichkeit, wie auch Depres-
sionen für psychiatrische Laien und Ärzte
anderer Fachrichtungen oft nicht erkenn-
bar sein [4]. Im Kollektiv waren dennoch
überwiegendGutachtermit andererQuali-
fikation vertreten. Grundsätzlich sollte der
Gutachter über das erforderliche Wissen
und die notwendige Erfahrung zur Be-
urteilung der Freiverantwortlichkeit ver-
fügen [6]. Zweifel an dessen Objektivität
und Unparteilichkeit (wie Voreingenom-
menheit zugunsten des AS, Anm. der Au-
toren) sowie geschäftliche oder persönli-
che Beziehungen zum Sterbewilligen (wie
mögliche Erben, Anm. der Autoren) sollten
zur Ablehnung der Begutachtung führen
[13]. Die Personalunion aus Gutachter, auf-
klärendem und assistierendem Arzt sowie
Leichenschauer (fast zwei Drittel der Fälle)
ist aus Sicht der Autoren kritisch und könn-
te Einfluss auf die attestierte oder zu at-
testierende Freiverantwortlichkeit haben
(BVerfG-Vor. Nr. 3).

Charakterisierung der Gutachten

Die Freiverantwortlichkeit des Sterbe-
willigen sollte laut Literatur mehrstufig
geprüft werden (Aufklärung, Reflexions-
phase, Untersuchung, Feststellung „in-
nerer Festigkeit“ und Bereitschaft zur
eigentätigen Handlung), und die GA soll-
ten entsprechend strukturiert sein [6,
16]. Die vorliegenden GA waren jedoch
uneinheitlich strukturiert (. Tab. 6).

Die Aufklärung hat sich an den Krite-
rien für eine Heilbehandlung zu orientie-
ren (BVerfG-Vor. Nr. 2) [3]. Grundsätzlich
sollten Aufklärungspflichten umso höher
sein, jeweniger dringlich odermedizinisch
indiziert ein Eingriff ist und je gravieren-
der mögliche Konsequenzen sind [5, 22,
23]. Im Regelfall sollten AS jedenfalls nicht
dringlich sein und sind unwiderruflich. Im
Kollektiv fiel auf, dass bei einem Drittel
der Fälle die Aufklärung über Handlungs-
alternativen zum AS zumindest nicht do-
kumentiert war. Eine ergebnisoffene und
umfassende Aufklärung über Handlungs-
alternativen zum AS ist aus Sicht der Auto-
ren insb. bei den häufig dokumentierten
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Tab. 5 Formale und inhaltliche Charakteristika der Gutachten (nach [6])
Untersuchte Parameter Anzahl der Fälle mit vorlie-

gendemGutachten
n= 68 (100%)

Formales

Briefkopf mit Angabe des Gutachters und fachlicher Qualifikation 66 (97,1%)

Personalangaben Begutachteter nachvollziehbar 67 (98,5%)

Angaben, worauf das Gutachten beruht (Vorbefunde, Untersu-
chung durch Gutachter, Zusatzbefunde)

65 (95,6%)

Vorbefunde im Gutachten aufgeführt

Nein
Allgemein aufgeführt (z. B. „zahlreiche Klinikberichte“)
Detaillierte Auflistung mit Einrichtung, Datum etc.

15 (22,1%)
23 (33,8%)
30 (44,1%)

Vorbefunde in staatsanwaltschaftlicherAkte enthalten 35 (51,5%)

Datum der Untersuchung 67 (98,5%)

Datum der Fertigstellung des Gutachtens 68 (100,0%)

Unterschrift 68 (100,0%)

Seitenzahl des Gutachtens

Mittelwert
Median
Minimum
Maximum

3,8
4,0
1,0
14,0

Durchschnittliche Seitenzahl nach Fachgebiet

Psychologischer Psychotherapeut/Psychologe
Psychiatrie
InnereMedizin
Allgemeinmedizin
Gynäkologie
Anästhesie
Keine Gebietsbezeichnung

7,0
6,2
3,7
2,0
2,0
2,4
4,5

Sachverhaltsdarstellung

Umfassende Anamnese nachvollziehbar 65 (95,6%)

Wenn Anamnese nachvollziehbar

Eigenanamnese
Eigenanamnese und Fremdanamnese

47 (69,1%)
21 (30,9%)

Subjektive Angaben des Begutachteten dokumentiert (beklagte
Beschwerden und Beeinträchtigungen)

66 (97,1%)

Psychischer Befund nachvollziehbar, zumindest Verhaltensschil-
derung

62 (91,2%)

Quantifizierende Verfahren: Depression (Haupt-, Nebenkriterien) 22 (32,4%)

Quantifizierende Verfahren: kognitiver Status (MMS ) mit Tester-
gebnis

12 (17,6%)

Quantifizierende Verfahren: Einwilligungsfähigkeit (MacCAT -T) 3 (4,4%)

Körperliche Untersuchung durchgeführt 0 (0%)

Beschreibung alltagsrelevanter Funktionseinschränkungen, z. B.
Bettlägerigkeit

63 (92,6%)

Alternativen zum AS im Gutachten aufgeführt 45 (66,2%)

Körperliche Voraussetzung für die Tatherrschaft überprüft (mo-
torische Fähigkeit zum Öffnen des Infusionsrädchens, keine
Schluckstörung)

43 (63,2%)

Nennung relevanter Diagnosen 68 (100%)

GutachterlicheWürdigung

Zusammenfassung und Schlussfolgerung 60 (88,2%)

Laienverständliche Sprache 67 (98,5%)

Aussage über Einwilligungsfähigkeit 67 (98,5%)

MacCAT -TMacArthur Competence Assessment Tool for Treatment,MMSMini-Mental-Status-Test

chronischen Schmerzsyndromen hinsicht-
lich Schmerztherapie und bei bösartigen
Neubildungen hinsichtlich palliativmedi-
zinischer Versorgung sicherzustellen [9].

Die Aufklärung soll entsprechend
§ 630e Abs. 2 S. 1 Nr. 1 und Nr. 3
BGB „mündlich durch den Behandeln-
den oder durch eine Person erfolgen,
die über die zur Durchführung der Maß-
nahme notwendige Ausbildung verfügt“
und „für den Patienten verständlich sein“.
Aus Sicht der Autoren sollten zwei un-
abhängige Ärzte aufklären (in Österreich:
§ 7 Abs. 1 Sterbeverfügungsgesetz) [21].
Ärzte anderer Fachgebiete (z. B. Pallia-
tivmediziner, Onkologen, Neurologen),
Sozialpädagogen (z. B. zur Schuldnerbe-
ratung), Hospizmitarbeiter oder andere
Fachpersonen sollten bei Bedarf hinzuge-
zogen werden [4]. Auch eine zusätzliche
juristische Beratung kann im Einzelfall
sinnvoll sein. In dieser Studie nicht klären
lässt sich der mögliche Einfluss der sog.
Vorgespräche, die überwiegend durch
Juristen durchgeführt wurden. Jedenfalls
ist die Begutachtung der Einwilligungs-
fähigkeit laut Literatur alleinige ärztliche
Aufgabe [15, 19].

Entsprechend § 630e Abs. 2 S. 1 Nr. 2
BGB hat die Aufklärung „so rechtzeitig er-
folgen, dass der Patient seine Entschei-
dung über die Einwilligung wohlüberlegt
treffen kann“. Zwischen Aufklärung und
Vornahme der Maßnahme sollte ein aus-
reichend, aber nicht zu langer Zeitraum
liegen, dessen Länge sich nach Art und
Schwere des Eingriffs bestimmt [12, 22].
Im Kollektiv vergingen zwischen Gutach-
tengespräch und AS im Median 22 Tage.
Eine Aufklärung erst am Vortag des AS
erscheint aus Sicht der Autoren als ver-
spätet (zur Orientierung: in Österreich § 8
Abs. 1 Sterbeverfügungsgesetz; [21]). Ster-
bewillige müssen jedenfalls ausreichend
vor Übereilung geschützt werden (BVerfG-
Vor. Nr. 4).

Quantitative Testinstrumente können
nach Schweizer Ansicht eine umfassende
Evaluationder Freiverantwortlichkeit nicht
ersetzen, bewerten teils nur kognitive Fak-
toren (z. B. MacCAT-T, Demenz-Screening
mit MMS), sollten auch das U-Doc-Formu-
larumfassen (ergänztemotionaleFaktoren
und Werthaltungen) [18] und wurden im
untersuchten Kollektiv nur selten einge-
setzt.
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Tab. 6 Struktureller Aufbau exemplarischer Gutachten
Gutachter 1
Facharzt für Psychiatrie

Gutachter 2
Facharzt für Innere
Medizin

Gutachter 3
Facharzt für Anästhe-
siologie und Intensiv-
medizin

Gutachtenname

Gutachten zur Freiverantwortlichkeit des
Suizidentschlusses

Vorabklärung und
Dokumentation zur
Freiverantwortlichkeit
des Suizidentschlusses

Bericht über das ärztli-
che Zweitgespräch

Gutachtenaufbau

A Zusammenfassung A Quellen A Gesichtete Unterlagen

B Quellen B. Aktenlage
Biografie
Krankheitsanamnese,
medizinische Situation

B Lebensumstände und
medizinische Situation

C Eigene Angaben des Mitglieds
Lebensweg
Aktuelle Situation
Körperliche Beschwerden
Psychische Beschwerden
Suizidentschluss
Dauer der suizidalen Überlegungen
Motiv des Suizidentschlusses
Befassung mit Alternativen
Äußerungen/Kommentare von Angehörigen

C Freitodwunsch C Freitodwunsch

D Ärztliche Beurteilung
Glaubwürdigkeit der Patientenangaben
Körperlicher Befund
Psychischer Befund
Suizidentschluss: Einsichts- und Urteilsfä-
higkeit, Mangelfreiheit des Suizidwillens,
Kenntnis aller entscheidungserheblichen
Gesichtspunkte, Befassung mit Alternativen
Krankheitsbedingte Defizite?
IntoxikationsbedingteDefizite?
Zwang? Drohung? Täuschung?
Innere Festigkeit und Zielstrebigkeit des
Suizidentschlusses

D Voraussetzungen
für eine Freitodbe-
gleitung (nach BVerfG
26.02.2020)
Urteils- und Entschei-
dungsfähigkeit
Ernsthaftigkeit und
Dauerhaftigkeit der sui-
zidalen Überlegungen
Wohlerwogenheit,
Alternativen
Freiverantwortlichkeit

D Voraussetzungen
für eine Freitodbe-
gleitung (nach BVerfG
26.02.2020)
Urteils- und Entschei-
dungsfähigkeit
Ernsthaftigkeit und Dau-
erhaftigkeit der Überle-
gungen zum Freitod
Wohlerwogenheit und
Alternativen
Freiverantwortlichkeit
Tatherrschaft

E Beratung E Psychopathologi-
scher Befund
Medikamentös-toxische
Einflüsse
Depression
Demenz

E Zusammenfassung
und Beurteilung

F Risiken bei oraler Suizidmitteleinnahme F Tatherrschaft –

G Ausnahmefall nach § 217 Abs. 2 Satz 2
StGB-E

G Zusammenfassung
und Beurteilung

–

H Bewertung nach § 217 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
StGB-E

– –

I Maßgabe für das Beratungsgespräch
nach § 217 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 StGB-E

– –

Limitationen

Die retrospektive Erfassung von AS-Fäl-
len in München setzte voraus, dass diese
vom Leichenschauer in der TB auch als
AS kenntlich gemacht worden waren. Die
weitere Auswertung war auf die staatsan-
waltlichen Akten, die in 9 Fällen kein GA

enthielten, beschränkt. Darüber hinausge-
hende Informationen lagen nicht vor.

Fazit und Ausblick

Die Freiverantwortlichkeit des AS umfasst
aus Sicht der Autoren eine kompetente
Begutachtung der Einwilligungsfähigkeit

(Vor. Nr. 1 des BVerfG), eine ergebnisoffe-
ne, umfassende, frühzeitige und ggf. in-
terdisziplinäre Aufklärung (Vor. Nr. 2), ei-
ne transparente Vorbereitung des AS mit
personeller und finanzieller Trennung von
vorbehandelndemundaufklärendemArzt,
Gutachter, assistierendem Arzt sowie Lei-
chenschauer (Vor. Nr. 3) und ausreichende
Reflexionsphasen für den Sterbewilligen
zum Schutz vor Übereilung (Vor. Nr. 4).
Diese Anforderungen sind laut den Ergeb-
nissender Studiebislanghierzulandenicht
erfüllt und sollten bei einer gesetzlichen
Regelung berücksichtig werden. Orientie-
rungkönntedasösterreichischeSterbever-
fügungsgesetz bieten [21]. Eine Überprü-
fungder EignungderGutachterwärewün-
schenswert. Jedenfalls bei Erkrankungen
miteinempotenziellenEinflussaufdieFrei-
verantwortlichkeit wie Depressionen, kog-
nitiven Einschränkungen und Demenz, bei
Betreuungoder sonstigenAnhaltspunkten
für mangelnde Freiverantwortlichkeit soll-
ten aus Sicht der Autoren Fachärzte für
Psychiatrie in die Beurteilung miteinbe-
zogen werden. Entsprechende GA sollten
standardisiert abgefasst werden. Mindest-
anforderungen wie für Schuldfähigkeits-
gutachten sollten festgelegt werden [2],
idealerweise in Form einer interdiszipli-
nären Leitlinie.
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Abstract

Assisted suicides in Munich—An analysis of available expert reports

Background: In three previous publications the authors presented first data on assisted
suicides (AS) in Munich. In addition, the quality of expert reports on AS were examined.
Methods: All death certificates in Munich from January 1, 2020, to December 31, 2023,
were examined for cases of AS. If the corresponding public prosecutor’s files contained
expert reports, these cases of AS were anonymized and analyzed descriptively.
Results: Psychiatric disorders with a potential impact on free will, such as depression,
cognitive impairment, and dementia, were present in approximately 24%, 3% and 7%
of cases, respectively. In less than half of these cases no psychiatric or psychological
experts were appointed. In almost two thirds of the cases the expert, suicide assistant
and postmortem examiner were the same person. Almost one fifth of the expert
reports were classified by the authors merely as attestation. Only in about two thirds
of the cases were alternatives to AS and the physical prerequisites for the suicide
documented.
Discussion: The free will required by the Federal Constitutional Court as a prerequisite
for exemption fromprosecution of AS, in the view of the authors includes: 1) competent
assessment of the ability to give consent, 2) open-ended, comprehensive, early and,
if necessary, interdisciplinary information about AS, 3) transparent preparation with
separation of the roles of pretreatment and informing physician, expert, assisting
physician and postmortem examiner and 4) sufficient reflection phases. An assessment
of the qualification of the expertswould bedesirable. In any case, if there are indications
of a lack of free will specialists in psychiatry should be involved. Expert reports should
be standardized.
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